
2. Ist, falls die erste Vorabentscheidungsfrage verneinend beant­
wortet wird, Artikel 8 der Richtlinie 98/34/EG ( 2 ) des Euro­
päischen Parlaments und des Rates über ein Informations­
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vor­
schriften und der Vorschriften für Dienste der Informations­
gesellschaft in dem Sinne auszulegen, dass er ungeachtet des 
Artikels 10 Absatz 1 erster Gedankenstrich derselben Richt­
linie vorschreibt, dass der Kommission der Entwurf einer 
Norm übermittelt wird, aufgrund deren registrierte Erdöl­
gesellschaften, die Benzin- und/oder Dieselerzeugnisse in 
den steuerrechtlich freien Verkehr überführen, verpflichtet 
sind, in demselben Kalenderjahr ebenfalls eine bestimmte 
Menge nachhaltiger Biokraftstoffe in den steuerrechtlich 
freien Verkehr zu überführen, und zwar Bioethanol, pur 
oder in der Form von Bio-ETBE, in Höhe von mindestens 
4 v/v % der Menge in den steuerrechtlich freien Verkehr 
überführter Benzinerzeugnisse, und FAME in Höhe von min­
destens 4 v/v % der Menge in den steuerrechtlich freien 
Verkehr überführter Dieselerzeugnisse? 

( 1 ) ABl. L 350, S. 58. 
( 2 ) ABl. L 204, S. 37. 
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Vorlagefragen 

1. Ist Art. 110 Abs. 1 AEUV (früher Art. 90 EG), wonach die 
Mitgliedstaaten auf Waren aus anderen Mitgliedstaaten we­
der unmittelbar noch mittelbar höhere inländische Abgaben 
gleich welcher Art erheben, als gleichartige inländische Wa­
ren unmittelbar oder mittelbar zu tragen haben, dahin aus­
zulegen, dass er einem Mitgliedstaat die Einführung einer 
Steuer mit den Merkmalen der durch die Ordonanță de 
Urgență a Guvernului (Dringlichkeitsverordnung der Regie­
rung, im Folgenden: OUG) Nr. 50/2008 mit späteren Än­
derungen und Ergänzungen eingeführten Umweltsteuer ver­
bietet, die bei der Erstzulassung eingeführter gebrauchter 
Pkw, die zuvor in einem anderen Mitgliedstaat zugelassen 

waren, in Rumänien erhoben wird, während in Rumänien 
zugelassene gebrauchte Pkw, die Gegenstand einer Veräuße­
rung sind und erneut zugelassen werden, dieser Steuer nicht 
unterliegen? 

2. Verbietet Art. 110 Abs. 2 AEUV (früher Art. 90 EG), dessen 
Zweck darin besteht, die Aspekte zu beseitigen, die geeignet 
sind, den nationalen Markt zu schützen und die den Ge­
meinschaftsmarkt regelnden Wettbewerbsgrundsätze zu ver­
letzen, die Einführung einer Umweltsteuer, die bei der erst­
maligen Zulassung eingeführter gebrauchter, zuvor in einem 
anderen Mitgliedstaat zugelassener Pkw in Rumänien erho­
ben wird, unter Berücksichtigung dessen, dass nach der 
OUG Nr. 218/2008 „Kraftfahrzeuge M1 der Schadstoffklasse 
Euro 4 mit einem Hubraum von nicht mehr als 2 000 cm3 
und alle Kraftfahrzeuge N1 der Schadstoffklasse Euro 4, die 
erstmals im Zeitraum 15. Dezember 2008 bis einschließlich 
31. Dezember 2009 in Rumänien oder einem anderen Mit­
gliedstaat der Europäischen Union zugelassen wurden“, von 
der Pflicht zur Zahlung der Umweltsteuer befreit sind, d. h. 
die Kategorie von Pkw, die die technischen Eigenschaften 
der in Rumänien hergestellten Pkw aufweist, und so der 
Sektor der nationalen Automobilindustrie geschützt wird? 
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Vorlagefragen 

1. Ist Art. 110 Abs. 1 AEUV (früher Art. 90 EG), wonach die 
Mitgliedstaaten auf Waren aus anderen Mitgliedstaaten we­
der unmittelbar noch mittelbar höhere inländische Abgaben 
gleich welcher Art erheben, als gleichartige inländische Wa­
ren unmittelbar oder mittelbar zu tragen haben, dahin aus­
zulegen, dass er einem Mitgliedstaat die Einführung einer 
Steuer mit den Merkmalen der durch die Ordonanță de
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